Musterbrief an die Regierungen zur Durchsetzung der Vergabe öffentlicher Aufträge nach umweltrelevanten, ethischen und sozialen Regeln

Wir, die Organisation(en) [.......], fordern Sie auf, die durch die EU-Vergaberichtlinien eröffneten Möglichkeiten im vollen Umfang zu nutzen und diese so in nationales Recht umzusetzen, dass eine nachhaltige Entwicklung gefördert wird.   

Wir möchten daran erinnern, dass die preiswerteste Lösung nicht immer die beste Lösung ist. Vergabekriterien, die nicht ausschließlich wirtschaftliche Gesichtspunkte berücksichtigen, können bei der Beurteilung des Preis-Leistungsverhältnisses eine genauso große Bedeutung haben.    

Wenn die hinzugezogenen Kriterien auf den zu vergebenden Auftrag abgestimmt sind, kann mit ihrer Hilfe bestimmt werden, welches Angebot wirtschaftlich am vorteilhaftesten ist. Dies muss in den nationalen Gesetzen eindeutig herausgestellt werden. 

Es ist wichtig, dass die öffentlichen Vergabevorschriften den Behörden die Möglichkeit geben, im Rahmen der öffentlichen Auftragsvergabe soziale, umweltrelevante und ethische Kriterien zu berücksichtigen und auf der Einhaltung von Sozial- und Umweltgesetzen sowie internationalen Vereinbarungen zu bestehen.   

Die Vergabevorschriften sollen die Behörden dabei unterstützen: 

· bei der Beschreibung und den Vergabekriterien für öffentliche Aufträge auch soziale, umweltrelevante und ethische Überlegungen im öffentlichen Interesse mit einzuschließen; zu diesem Zweck ist die Forderung nach einer nachhaltigen Entwicklung zum Gegenstand nationaler Rechtsvorschriften zu machen;  

· Fair-Trade- und Öko-Zertifikate als Nachweis für die Einhaltung dieser Kriterien zu akzeptieren; dies gilt besonders für die Fälle, in denen eine Zertifizierung durch eine unabhängige Stelle erforderlich ist, um den Anspruch auf die Erfüllung bestimmter Sozial- oder Umweltkriterien zu belegen, z. B. „grüner Strom“ und nachhaltige Forstwirtschaft; 

· sicherzustellen, dass die Bieterunternehmen ihren gesetzlichen und in Kollektivverträgen festgelegten Verpflichtungen in den Bereichen Umweltschutz, Arbeitsbedingungen und Arbeitsschutz nachkommen; diese Forderungen stehen auch in der Gemeinschaftscharta der sozialen Grundrechte und in den IAO-Übereinkommen;

· Beschäftigungs- und Ausbildungsmöglichkeiten für Langzeitarbeitslose und Personen mit Behinderungen zu fördern; dazu gehört auch die Vergabe von öffentlichen Aufträgen an Betriebe, die Arbeitsplätze für Behinderte bereitstellen;

· Zugangs-Pflichtkriterien für Personen mit Behinderungen in die technische Beschreibung einer Ausschreibung aufzunehmen;

· die Nichteinhaltung sozialer, umweltrelevanter und ethischer Verpflichtungen als groben Verstoß und als Grund für den Ausschluss eines Unternehmens aus einem öffentlichen Auftrag zu behandeln.   

Das öffentliche Auftragswesen ist ein wichtiges Instrument, das Regierungen und Behörden zur Unterstützung einer nachhaltigen Entwicklung für sich nutzen können.    

Das ist Ihre Chance, etwas zu bewegen – lassen Sie sie nicht ungenutzt!
